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von den zuständigen bezirklichen Stellen unterstützt. Zur Erfüllung der Aufgaben nach Satz 4 ist sie insbe-
sondere berechtigt,  

1. von den zuständigen bezirklichen Stellen die erforderlichen Informationen und Auskünfte einzuholen und 
personenbezogene Daten zu verarbeiten, soweit dies zur Aufgabenerledigung erforderlich ist, 

2. bestehende Bearbeitungsfristen zu überwachen und interne Fristen zur Bearbeitung und Stellungnahme 
zu setzen sowie 

3. Einigungskonferenzen einzuberufen und durchzuführen. 

Wenn eine Verständigung zwischen den betroffenen Bezirksamtsmitgliedern nicht zustande kommt, bringt 
das für die Organisationseinheit für Wirtschaftsförderung zuständige Mitglied des Bezirksamts den Vorgang 
in das Bezirksamt zur Entscheidung ein.  

(4) Für Angelegenheiten, bei denen in der Regel ordnungsrechtliche Genehmigungen von mehreren Stellen 
eingeholt werden müssen, wird eine zentrale Anlauf- und Beratungsstelle eingerichtet, die auch die zügige 
und widerspruchsfreie Bearbeitung fördert und die Einhaltung der Bearbeitungsfristen überwacht. Absatz 3 
Satz 5 und 6 gilt entsprechend. 

(5) Der Steuerungsdienst berät und unterstützt das Bezirksamt und jedes seiner Mitglieder. 

(6) Das Bezirksamt bildet aus den Fachämtern und Serviceeinheiten fünf Geschäftsbereiche (Abteilungen), 
denen auch die sonstigen Organisationseinheiten und Beauftragten zugeordnet werden. Der Steuerungs-
dienst und das Rechtsamt werden dem Geschäftsbereich des Bezirksbürgermeisters zugeordnet. 

(7) Zielvereinbarungen schließt das für das jeweilige Amt zuständige Mitglied des Bezirksamtes entspre-
chend § 38 Abs. 2 ab. 

  

§ 38 

Geschäftsverteilung und Aufgaben der Mitglieder des Bezirksamts 

(1) Das Bezirksamt überträgt jedem Mitglied die Leitung eines Geschäftsbereichs.  

(2) In ihrem Geschäftsbereich führen die Mitglieder des Bezirksamts die Geschäfte im Namen des Bezirk-
samts. Das Bezirksamt kann sich die Erledigung einzelner Geschäfte oder einzelner Gruppen von Geschäf-
ten vorbehalten.  
 

A n l a g e  (zu § 37 Abs. 1 Satz 1): 

Das Bezirksamt gliedert sich unterhalb der Ebene der Geschäftsbereiche (Abteilungen) in die nachfolgend 
genannten Organisationseinheiten. 

I. Fachämter: 

1. ‚Amt für Bürgerdienste‘ mit den Aufgabenstellungen: 

– Bürgerämter 

– Standesamt 

– Staatsangehörigkeitsangelegenheiten 

– Wohngeld 

– Wahlen 

2. ‚Jugendamt‘ mit den Aufgabenstellungen: 

– Aufgaben des Jugendamtes (Fachberatung, allgemeine Förderung von jungen Menschen und ihren 
Familien, familienunterstützende Hilfen, fachbereichsübergreifende Jugendhilfe) 

– Kindertagesbetreuung (einschließlich Kita-Eigenbetrieb) 

3. ‚Amt für Soziales‘ mit den Aufgabenstellungen: 

– Betreuungsbehörde und Soziale Dienste 

– Materielle Hilfen 

– Durchführung der Leistungen des kommunalen Trägers gemäß SGB II und AG-SGB II (JobCenter) 
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4. ‚Amt für Weiterbildung und Kultur‘ mit den Aufgabenstellungen: 

– Volkshochschule 

– Musikschule 

– Bibliotheken 

– Kultur 

– Heimatmuseum 

5. ‚Stadtentwicklungsamt‘ mit den Aufgabenstellungen: 

– Stadtplanung 

– Bau- und Wohnungsaufsicht 

– Vermessung (einschließlich Liegenschaftskataster und Wertermittlung) 

– Denkmalschutz 

– Quartiersmanagement 

6. ‚Tiefbau- und Landschaftsplanungsamt‘
5
 mit den Aufgabenstellungen: 

– Tiefbau (Straßenplanung, Straßenneubau, Straßenunterhaltung, Straßenaufsicht) 

– Straßenverwaltung (ohne straßenverkehrsbehördliche Aufgaben) 

– Unterhaltung und Neubau von Grün- und Freiflächen einschließlich Friedhöfe und Kleingärten 

– Landschaftsplanung 

7. ‚Ordnungsamt‘ mit den Aufgabenstellungen: 

– Ordnung im öffentlichen Raum (einschließlich verhaltensbedingten Lärms und Parkraumbewirtschaf-
tung und -überwachung) 

– Gewerbe (Wirtschaftsordnung, einschließlich Märkte) 

– Straßenverkehrsbehörde 

– Veterinär- und Lebensmittelaufsicht 

– Zentrale Anlauf- und Beratungsstelle nach § 37 Abs. 4 

8. ‚Gesundheitsamt‘ mit den Aufgabenstellungen: 

– Gesundheitsschutz und -aufsicht 

– Gesundheitsschutz und -förderung für Erwachsene 

– Gesundheitsschutz und -förderung für Kinder 

– Spezielle gesundheitliche Hilfen für Menschen mit Behinderungen 

9. ‚Umwelt- und Naturschutzamt‘ mit den Aufgabenstellungen: 

– Umweltplanung, -beratung und -information 

– Umweltordnungsaufgaben (ohne verhaltensbedingten Lärm) 

– Natur- und Artenschutz 

10. ‚Schul- und Sportamt‘ mit den Aufgabenstellungen: 

– Schulträgerschaft 

– Förderung des Sports 

II. Serviceeinheiten: 

1. ‚Serviceeinheit Finanzen‘ mit den Aufgabenstellungen: 

– Haushalts- und Stellenplanung und -wirtschaft 

                                                
5
 Gem. Verordnung über die Gliederung des Bezirksamts vom 7. Januar 2014 (GVBl. S. 22) erhält die Orga-

nisationseinheit unter Ziffer I Nummer 6 die Bezeichnung „Straßen- und Grünflächenamt”. 
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– Kassenwesen 

2. ‚Serviceeinheit Personal‘ mit den Aufgabenstellungen: 

– Personalverwaltungsservice 

– Personalentwicklungsservice 

3. ‚Serviceeinheit Facility Management‘ mit den Aufgabenstellungen: 

– Kaufmännische und technische Immobilien- und Gebäudeverwaltung 

– Hochbauservice 

– Innere Dienste (Dienstpost, Vervielfältigungen, Fernmeldeangelegenheiten, Beschaffungen, Anlagen-
buchhaltung) 

– IT-Service 

III. Sonstige Organisationseinheiten: 

1. ‚Rechtsamt‘ 

2. ‚Steuerungsdienst‘ 

3. ‚Sozialraumorientierte Planungskoordination‘ 

4. ‚Qualitätsentwicklung, Planung und Koordination des öffentlichen Gesundheitsdienstes‘ 

5. ‚Pressestelle‘ 

6. ‚Wirtschaftsförderung‘ nach § 37 Abs. 3 

IV. Beauftragte: 

1. ‚Datenschutzbeauftragte‘ oder ‚Datenschutzbeauftragter‘ 

2. ‚Behindertenbeauftragte‘ oder ‚Behindertenbeauftragter‘ 

3. ‚Integrationsbeauftragte‘ oder ‚Integrationsbeauftragter‘ 

4. ‚Frauen- und Gleichstellungsbeauftragte‘ 

5. ‚EU-Beauftragte‘ oder ‚EU-Beauftragter‘ 

6. ‚Beauftragte für Partnerschaften‘ oder ‚Beauftragter für Partnerschaften‘ 

 
Auszug aus dem Verwaltungsverfahrensgesetz 

 
§ 20 

Ausgeschlossene Personen 
 
(1) 

1
In einem Verwaltungsverfahren darf für eine Behörde nicht tätig werden,  

1. wer selbst Beteiligter ist; 
2. wer Angehöriger eines Beteiligten ist; 
3. wer einen Beteiligten kraft Gesetzes oder Vollmacht allgemein oder in diesem Verwaltungsverfahren ver-

tritt; 
4. wer Angehöriger einer Person ist, die einen Beteiligten in diesem Verfahren vertritt; 
5. wer bei einem Beteiligten gegen Entgelt beschäftigt ist oder bei ihm als Mitglied des Vorstands, des Auf-

sichtsrates oder eines gleichartigen Organs tätig ist; dies gilt nicht für den, dessen Anstellungskörper-
schaft Beteiligte ist; 

6. wer außerhalb seiner amtlichen Eigenschaft in der Angelegenheit ein Gutachten abgegeben hat oder 
sonst tätig geworden ist. 

 
2
Dem Beteiligten steht gleich, wer durch die Tätigkeit oder durch die Entscheidung einen unmittelbaren Vor-

teil oder Nachteil erlangen kann. 
3
Dies gilt nicht, wenn der Vor- oder Nachteil nur darauf beruht, dass jemand 

einer Berufs- oder Bevölkerungsgruppe angehört, deren gemeinsame Interessen durch die Angelegenheit 
berührt werden.  
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(2) Absatz 1 gilt nicht für Wahlen zu einer ehrenamtlichen Tätigkeit und für die Abberufung von ehrenamtlich 
Tätigen.  
 
(3) Wer nach Absatz 1 ausgeschlossen ist, darf bei Gefahr im Verzug unaufschiebbare Maßnahmen treffen.  
 
(4) 

1
Hält sich ein Mitglied eines Ausschusses (§ 88) für ausgeschlossen oder bestehen Zweifel, ob die Vo-

raussetzungen des Absatzes 1 gegeben sind, ist dies dem Vorsitzenden des Ausschusses mitzuteilen. 
2
Der 

Ausschuss entscheidet über den Ausschluss. 
3
Der Betroffene darf an dieser Entscheidung nicht mitwirken. 

4
Das ausgeschlossene Mitglied darf bei der weiteren Beratung und Beschlussfassung nicht zugegen sein.  

 
(5) 

1
Angehörige im Sinne des Absatzes 1 Nr. 2 und 4 sind:  

     1.  der Verlobte, auch im Sinne des Lebenspartnerschaftsgesetzes, 
  2.  der Ehegatte, 
  2a.der Lebenspartner, 
  3.  Verwandte und Verschwägerte gerader Linie, 
  4.  Geschwister, 
  5.  Kinder der Geschwister, 
  6.  Ehegatten der Geschwister und Geschwister der Ehegatten, 
  6a.Lebenspartner der Geschwister und Geschwister der Lebenspartner, 
  7.  Geschwister der Eltern, 
  8.  Personen, die durch ein auf längere Dauer angelegtes Pflegeverhältnis mit häuslicher Gemeinschaft wie    

Eltern und Kind miteinander verbunden sind (Pflegeeltern und Pflegekinder). 
 

2
Angehörige sind die in Satz 1 aufgeführten Personen auch dann, wenn  
1.   in den Fällen der Nummern 2, 3 und 6 die die Beziehung begründende Ehe nicht mehr besteht; 
1a. in den Fällen der Nummern 2a, 3 und 6a die die Beziehung begründende Lebenspartnerschaft nicht 

mehr besteht; 
2.  in den Fällen der Nummern 3 bis 7 die Verwandtschaft oder Schwägerschaft durch Annahme als Kind 

erloschen ist; 
3.  im Falle der Nummer 8 die häusliche Gemeinschaft nicht mehr besteht, sofern die Personen weiterhin 

wie Eltern und Kind miteinander verbunden sind. 
 

§ 21 
Besorgnis der Befangenheit 

 
(1) Liegt ein Grund vor, der geeignet ist, Misstrauen gegen eine unparteiische Amtsausübung zu rechtferti-
gen, oder wird von einem Beteiligten das Vorliegen eines solchen Grundes behauptet, so hat, wer in einem 
Verwaltungsverfahren für eine Behörde tätig werden soll, den Leiter der Behörde oder den von diesem Be-
auftragten zu unterrichten und sich auf dessen Anordnung der Mitwirkung zu enthalten. Betrifft die Besorgnis 
der Befangenheit den Leiter der Behörde, so trifft diese Anordnung die Aufsichtsbehörde, sofern sich der 
Behördenleiter nicht selbst einer Mitwirkung enthält.   

 

(2) Für Mitglieder eines Ausschusses (§ 88) gilt § 20 Abs. 4 entsprechend.  
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Zeitliche Abgrenzung Bei den Buchungsvorgängen ist das Prinzip der Jährlich¬
keit (Zu- und Abflussprinzip) zu beachten. Das bedeutet,
dass alle Zahlungen (Einnahmen und Ausgaben) in dem
Haushaltsjahr erfasst werden, in dem sie tatsächlich ge¬
flossen sind. Dies betrifft auch rückwirkend geltend ge¬
machte und gezahlte Beträge (z. B. Sozialversiche¬

rungsbeiträge). Für die monatlich im Voraus erhaltenen
Fraktionszuschüsse (§ 8 a Abs. 2 BzVEG) gilt abwei¬
chend davon, dass die im Dezember eines Jahres erhal¬

tenen Mittel in der Buchführung des Folgejahres erfasst

werden.

Zahlungsabwicklung

Buchführung, Beleg¬

pflicht

Die für die Bewirtschaftung der baren und unbaren Ein¬

nahmen und Ausgaben verantwortlichen Personen sind

zu bestellen und namentlich zu benennen. An einer An¬

ordnung, die zu einer Einzahlung oder einer Auszahlung

führt, darf nicht nur eine Person allein beteiligt sein (Be¬
achtung des „Vier-Augen-Prinzips" nach Nr. 1.2 AV

§ 70 LHO).

Für Barbestände („Barkasse") ist ein „Kassenbuch"

über sämtliche Ein- und Auszahlungen zu führen (vgl.
Nr. 5.2 AV § 71 LHO). Die für die „Kassenbuchführung"

verantwortliche Person muss durch eigenhändige Unter¬

schrift eindeutig erkennbar sein.

Bare und unbare Einnahmen und Ausgaben sind voll¬

ständig aufzuzeichnen. Zahlungsbegründende Unter¬

lagen (Belege, § 75 LHO) sind vollständig und in geord¬
neter Form aufzubewahren.

Einnahmen

Bei Ausgaben für Druckerzeugnisse (auch Anzeigen) ist
immer ein Belegexemplar zu den Akten zu nehmen.

Zu den Einnahmen zählen die Fraktionszuschüsse sowie
alle mit der Bewirtschaftung der Fraktionszuschüsse ver¬

bundenen Einnahmen (z. B. Erstattungen von Fraktions¬

mitgliedern oder Dritten und Erstattungen der Partei bei

gemeinsamen Veranstaltungen).

Ausgaben - allgemein Die Ausgaben müssen einen eindeutigen Bezug zur ver¬

gangenen, gegenwärtigen und aktuell zukünftigen Tätig¬
keit der Fraktionen haben. Im Einzelnen gilt:

•	Beachtung des allgemeinen Gebots der wirtschaftli¬

chen und sparsamen Verwendung der öffentlichen

Mittel (§ 7 Abs. 1 LHO),

•	Verbot der Wahlwerbung (BVerfG, Urteil vom
02.03.1977, NJW 1977, S. 751 und Urteil des OVG
Nordrhein-Westfalen vom 19.08.1988 betreffend

Kommunalwahlen, NVwZ-RR 1989, S. 149).
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• Verbot der indirekten (verschleierten) Parteienfinan¬

zierung (vgl. BVerfG, Urteil vom 19.07.1966,

NJW 1966, S. 1499, vgl. auch Gesetz über die poli¬

tischen Parteien/Parteiengesetz).

Personalkosten	Personalausgaben sind dem Grunde und der Höhe nach
detailliert zu belegen. Die Inanspruchnahme von festen
oder freien Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern soll nur

aufgrund schriftlicher Vereinbarungen erfolgen. Die
Zweckbestimmung der Arbeit für die Fraktion muss

nachvollziehbar sein.

Die Fraktionen haben zur Feststellung des Steuer- und

sozialversicherungspflichtigen Status bei Begründung
des Vertragsverhältnisses mit größter Sorgfalt zu prüfen,
ob Auftragnehmerinnen und Auftragnehmer bei ihr

selbstständig oder von ihr abhängig beschäftigt sind.
Sofern der Auftraggeber zu dem Ergebnis kommt, dass
im konkreten Einzelfall keine abhängige Beschäftigung
vorliegt, ist formal nichts zu veranlassen. Die Entschei¬

dung ist aktenkundig zu machen. In Zweifelsfällen kann
zur Statusklärung bei der Clearingstelle der Deutschen

Rentenversicherung Bund ein Antragsverfahren eingelei¬
tet bzw. ein Antrag auf Anrufungsauskunft beim zustän¬

digen Betriebsstättenfinanzamt gestellt werden.

Repräsentation/	1. Repräsentationsausgaben sind nur im Zusammen-

Bewirtung	hang mit der Wahrnehmung der Fraktionsaufgaben

zulässig.

2. Ausgaben für die Bewirtung bei Veranstaltungen mit
repräsentativem Charakter sind nur zulässig, wenn
sie der Außenrepräsentation der Fraktion dienen

und sich die jeweilige Veranstaltung vonwiegend an
die außerhalb der BW liegende Öffentlichkeit rich¬

tet. Ein starkes Indiz dafür ist in der Regel gegeben,
wenn der Anteil der geladenen externen Gäste min¬

destens die Hälfte der Veranstaltungsteilnehmerin¬
nen und Veranstaltungsteilnehmer ausmacht. Mit¬

glieder anderer Fraktionen und Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter der Verwaltung zählen nicht dazu. Auch
spielt der Veranstaltungsanlass eine Rolle. Um den

Charakter der Veranstaltung beurteilen zu können,
müssen in den zahlungsbegründenden Unterlagen

nachvollziehbare Angaben zum Anlass, zur Gesamt¬

teilnehmerzahl, zur Anzahl der geladenen Gäste und
deren Funktionen enthalten sein, z. B. durch Vorlage

von Einladungen und Verteilerlisten.
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3.	Eine Eigenbewirtung aus Fraktionszuschüssen ist

(grundsätzlich) unzulässig. Eine Bewirtung bei frakti¬
onsinternen Sitzungen ist ausnahmsweise zulässig,

wenn diese mindestens 6 Stunden dauern und eine

Selbstverpflegung der Teilnehmerinnen und Teilneh¬
mer nur schwer zu realisieren ist. Auf den zahlungs¬

begründenden Unterlagen sind das Veranstaltungs¬
thema, der Teilnehmerkreis und die Dauer der Veran¬

staltung zu vermerken.

4.	Ausgaben für Klausurtagungen der BW-Fraktionen

sind zulässig, wenn die Fraktionen im Rahmen der

Klausurtagungen ein festgelegtes Tagungsprogramm
mit Themen bearbeiten, die einen eindeutigen Bezug
zur kommunalpolitischen Tätigkeit der Fraktion in der
BW haben. Als notwendige Kosten solcher Frak¬

tions-Klausurtagungen gelten die angemessenen

Fahrt-, Übernachtungs- und Verpflegungskosten so¬

wie zusätzliche Aufwendungen für Tagungsräume
und -technik. Somit können also auch Kosten der

Verpflegung der Fraktionsmitglieder bei Klausurta¬
gungen der Fraktion unter Beachtung des Grundsat¬

zes der wirtschaftlichen und sparsamen Verwendung

der öffentlichen Mittel (§ 7 Abs. 1 LHO) aus Frakti¬
onszuschüssen gezahlt werden.

5.	Die Zahlung von Trinkgeldern aus Fraktionszuschüs¬

sen ist unzulässig.

Repräsentationen/	1. Ausgaben aus Fraktionszuschüssen für Präsente an
Präsente	Mitglieder von Fraktionen und Mitarbeiterinnen und

Mitarbeiter der Fraktionen sind unzulässig.

2.	Dies gilt gleichermaßen für Geschenke an Dienstkräf¬
te der Verwaltung. Im Übrigen gilt für diese das für al¬
le öffentlich Bediensteten im Land Berlin bestehende
Verbot der Annahme von Belohnungen, Geschenken

und sonstigen Vorteilen (vgl. Ausführungsvorschriften
über das Verbot der Annahme von Belohnungen, Ge¬

schenken und sonstigen Vorteilen - AV Belohnungen

und Geschenke - AV BuG - der SenlnnSport vom

21.01.2013).

3.	Um den Fraktionsbezug nachzuweisen, ist bei Reprä¬

sentationsgeschenken an Dritte (z. B. Blumen, Bücher)

auf dem Beleg die Empfängerin oder der Empfänger
nebst Funktion sowie der Anlass zu vermerken.

4. Bei Sträußen oder Blumengebinden aus Anlass von

Gedenktagen oder Trauerfällen sollte der Anlass und
ggf. der Wortlaut des Aufdrucks auf der Schleife in
der Rechnung vermerkt werden.


